
BUCHBESPRECHUNGEN

Beseıitigung VO MiıfSverständnissen Wort) ‚Metaphysık‘, ‚Wesen‘, ‚Substanz‘, ‚5ınn‘,
‚Gewissen‘ usf. sınd VO Ort her lesen. Das oilt bıs 1n den Sprachduktus hıneın, eLtwa
1n der Charakterisierung der Uneıigentlichkeıit, die den Leser gewohnt harsch und ab-
wertend rıfft, bıs ıhm, ebenso gewohnt, versichert wiırd, da{ß „damıt nıcht eıne Art VO

‚Sündenfall‘ des Menschen 1n eınen ‚minderen Zustand‘, sondern dıe Weıse, ın der das
Daseın alltäglich zumeıst natuürlıich ISt gemeınt se1 (125; vgl 203 wobel mır das 501
ern  < unverständlıch bleibt) Da hıer nıcht der (Ort eıner Auseinandersetzung MmMI1t He1-
degger selbst ist, begnügt der Rezensent sıch mMi1t dem 1nweıls (außer aut’den talschen
Datıv 1n Apposıtion, W as nıcht lassen kann: 166, 238), auf eine methodisch bewußte,
sehr umsichtige un! dabe1 klare phiılosophiısche Analyse AUs der Heideggerschule.

SPLETT

KAWLS, JOHN, The LAa of Peoples wiıth .+he Idea of Publıic Reason Revisıted“. (am-
bridge (Mass.), London: Harvard Universıty Press 1999
Nachdem 1mM Junı 1999 bereıts eın VO Samuel Freeman herausgegebener Band mi1t

den wichtigsten Autsätzen VO John Rawls dem Tıtel Collected Papers
schıenen WAal, hat der Vertasser 1m November desselben Jahres eıne LEUEC Monographıie
vorgelegt, die als (vorläufiger) Höhepunkt undSC seiıner jJahrzehntelangen efle-
x1onen Fragen der Gerechtigkeitstheorie und des Liberalismus gelten kann Der
Band gliedert sıch 1n Wel Teıle Der wesentlich umfangreichere erste enthält einen hier
erstmals abgedruckten ext mı1t dem Titel The Law of Peoples, der die erheblich überar-
beitete un erweıterte Fassung seiıner gleichlautenden Oxtorder Amnesty Lecture VO
1993 darstellt. Demgegenüber bietet der Z7zweıte 'eıl den unveränderten Nachdruck se1-
1165 Aufsatzes The Idea of Public Reason Revisited, der ursprünglıch 1im Sommer 1997
1m Unıversity of Chicazo Law Review erschienen 1st und die Ausführungen der sech-
sten Vorlesung seiınes Werkes Political Liberalism VO 1993 erganzt. Da der Inhalt dieses
zweıten Textes inzwıischen hınreichend ekannt se1in ürfte, beschränke ich miıch UuNngsc-
achtet der Tatsache, da{ß die Idee des öftentlichen Vernunftgebrauchs als „integraler Be-
standteıl“ der internatiıonalen Gerechtigkeit begreifen 1St (v1), nachtfolgend aut den Er-
sten eıl der Studie.

Lie Grundfrage, der se1mıt den spaten 80er Jahren verstärkt nachgeht und die hıer
ausdrücklich 1Ns Zentrum der Aufmerksamkeiıt gerückt wırd, lautet: Wıe können VeEe1I-

nünftige Bürger un!| Völker 1ın eıner gerechten Welt triedlich zusammenleben? Um diese
Frage beantworten, 1st erforderlıch, den Inhalt eines Gesetzes der Völker aus
eıner lıberalen Gerechtigkeitskonzeption entwickeln, die ar Ahnlıchkeiten mıt der
Gerechtigkeıit als Faıirnefi aufweıst, ber wesentlic allgemeiner als diese gefafßt 1St.
geht Iso nıcht ıne Abhandlung über internationales Recht der Völkerrecht 1m
eigentlichen Sınne, sondern „politische Philosophie“ (6 Den VO: tradıtionellen
Begritf des 1US5 gentium abgeleiteten Ausdruck SGa of Peoples‘ 11 entsprechend ZUE

Bezeichnung jener spezıfisch polıtischen Prinzıpien verstanden WwIssen, die die wechsel-
seıtıgen Beziehungen zwischen Völkern regulieren. Zur Bestimmung dieser Prinzıpien
und damıt ZUrFr Ausweıtung der allgemeinen Idee eines Gesellschaftsvertrages AT ‚realı-
stisch-utopischen“ Vorstellung einer Weltgesellschaft treıer Völker ($ 1) edient sıch
eınes Dreischritts.

Ausgehend VO der kultur- und tradıtiıonsbestimmten Mannigfaltigkeit, die bereıits
zwıschen verschiedenen Völkern mıt liıberalen Verfassungsstrukturen konstatiıeren
1St;, eht 1mM ersten 'eıl der dealen Theorie zunächst darum, Grundsätze vernünftiger
Au olitık festzulegen, die diesen Völkern eıne faire Kooperatıon SOWI1e e1in stabıles
riedlic Miıteinander ermöglıchen. vermeıdet bewulfst die Ausdrücke Staädt und
‚Natıon“, alsche mı1t dem neuzeıtlichen Souveränitätsbegriff verbundene SSOZ1A-
tionen schrankenloser Wıillkür 1 Inneren und Außeren auszuschliefßen 261 Der NOL-
wendıge Ausgleich zwischen den alternatiıven Varıanten des Liberalismus wiırd als Er-
gebni1s einer vertragstheoretisch konzıpılerten Urzustandssıtuation zweıter Ordnung
vorgestellt, 1n der dıe Kepräsentanten der beteiligten Völker nNnter einem Schleier des
Nıchtwissens die politischen Spielregeln ihres Umgangs mıteinander testlegen.
folge einıgen sıch die Entscheidungsträger 1n dieser hypothetischen Sıtuatıon, 1n der
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nıcht W1€e 1n dem 1n T’heory of Justice der 1n Political Liberalısm diskutierten Fall der
bınnengesellschaftlıchen Gerechtigkeit alternatıve Prinziıpienkataloge ZuUuUr Auswahl VOI>

gelegt werden, sondern dıie Entscheidung AUS der eigenen historischen Erfahrung eines
wohlgeordneten (Gjemelinwesens getroffen wiırd, autf die tolgenden Prinzıpen: Aner-
kennung der Freiheıit und Unabhängigkeit anderer Völker. Vertragstreue. Respek-
tierung der Gleichheit der Völker. Nichteinmischung 1n die inneren Angelegenheitenanderer Völker. Recht aut Selbstverteidigung. Achtung der Menschenrechte. Eın-
haltung bestimmter Restriktionen der Kriegsführung. Hılfspflicht vegenüber benach-
teiılıgten Völkern Darüber hınaus se1 die Etablierung verschiedener Vereinigungen un:!
Föderationen mehrerer Völker ELW } des Kantıschen foedus pacıfıcum der Be-
dingung möglıch, da{ß der Gleichheitsgrundsatz und das Reziıprozitätskriterium H*wahrt bleibe (41) und nıcht der weıtergehende Versuch der Errichtung eines Weltstaates
AHie  MmMe  - werde (36) Beachtung verdient VOT allem der achte Grundsatz, MmMI1t dem

seıne grundsätzliche Kritik tormalistischen Freiheitsverständnis des 50 ıberta-
Y1ANISM ZU Ausdruck bringt.

Sınd die Prinzıpien für den Verkehr zwıschen den treiheitlich vertaßten Völkern SGFSE
einmal gefunden, dann 1St möglıch, VO diesem Fundament AUs uch die Beziehungen

CHCIL Völkerschaften 1n den Blick nehmen, die (noch) nıcht über eiıne lıberale de-
mokratische Verfassung verfügen. Mıt einer besonderen Gruppe ihnen, den 5SO$:„decent peoples“, deren grundlegende polıtische Instıtutionen durchaus bestimmten (36>
rechtigkeitsstandards genugen, sıch der Zzweıte 'eıl der dealen Theorie auseiınander.
Obwohl zutiefst VOoO der objektiven Überlegenheit der treiheitlichen Demokratie 1m
Vergleich jeder anderen polıtischen Organısationstorm überzeugt 1st (62) ordert
Toleranz gegenüber Völkern, die keıine aggressiven Ziele verfolgen, die Menschenrechte
achten, den eıgenen Mitgliedern moralische Pflichten auferlegen und ine VO der Ge-
meınwohlidee der Gerechtigkeit geleitete Gesetzgebung praktızıeren. TIrotz ıhrer hiıer-
archischen Struktur sınd diese politischen Gebilde zufolge insotern durchaus als
„wohlgeordnet“ bezeichnen, als S1e 1mM Unterschied dem exirem paternalistischen
5System eines „benevolenten Absolutismus“ über ditferenzierte Konsultationsstrukturen
verfügen, die iıhren Mitgliedern taktısch eiıne sehr weıtreichende Beteiligung polıti-schen Entscheidungsprozessen ermöglıchen. Dıi1e ıdealtypıische Beschreibung des ktiven
Volkes „Kazanıstan“ zeıgt, da{ß hier VOTL allem bestimmte aufgeklärte Gesellschaften
des iıslamıschen Kulturkreises ım Blıck hat Anders als Barry, Beıtz, Poggeund Rıichards, die In iıhren Überlegungen ZUur iınternationalen Gerechtigkeit VO eiıner
olobalen Anwendbarkeit lıberaler Gerechtigkeitsstandards ausgehen, Orlentiert sıch
stärker AIll derzeıtigen olıtıschen Status QUO und rechnet ausdrücklich mıt der Möglıich-keit einer weıtreichen C Akzeptanz estimmter nıcht-liberaler (GSemeınwesen (82E

Dieser aufßenpolitische Realismus pragt uch den drıtten eıl seıiner Ausführungen,der der nıcht-idealen Theorie gewıdmet 1St un! der Frage nachgeht, WwI1e die Beziehun-
SCH Völkern gestaltet werden sollen, deren politische Verfassung nıcht mehr als
wohlgeordnet bezeichnen 1sSt. Es sınd dies erstens die 508 „outlaw regımes“, PO-litische Gebilde, die bereit sınd, ihre ökonomischen der strategischen Interessen NOL-
falls gewaltsam durchzusetzen und tolglich keine Neıigung zeıgen, sıch Autbau eıner
vernünftigen und gerechten Gemeinschaft freier und gleicher Völker beteiligen.
verteidigt das Recht der wohlgeordneten Gesellschaften, sıch gegenüber Aggressionen
VO iıhrer Seıte nottalls uch milıitärisc AT Wehr SCIZCH; solange die konkrete Art
der Kriegsführung bestimmten, dem tradıtionellen IUS In hbello entlehnten Prinzıpienverpflichtet bleibt In außersten Nottällen se1 192 eın Verstofß diese hier als P jnıtısch verstandenen Grundsätze zulässıg zD eın direkter Angriff aut die Zivilbevölke-
rung) eine Möglichkeıit, die durch umtassende Lehren W1€e die deontologisch fundierte
christliche Menschenrechtsdoktrin gerade kategorisch ausgeschlossen se1l Dıie
Zzweıte Gruppe der nıcht-wohlgeordneten Gemehiunwesen bılden dıe SO „burdened
cıeties“, denen triedliche Völker verstehen sınd, die aufgrund tehlender poli-tisch-kultureller Traditionen, geringen Humankapıtals der dihzitärer technolo-
gisch-materieller Ressourcen keine wohlgeordnete Verfassung ausgebildet haben Ihnen
gegenüber besteht VO seıten der wohlgeordneten Völker ıne posıtıve Hılfspflicht, die
auf die Entwicklung liberaler polıtischer Strukturen als der entscheidenden Vorausset-
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ZUNS wırksamer Selbsthiltfe abzielt un! insotern klar begrenzt IST. Im Unterschied e1-
NemMm gylobalen Prinzıp egalıtärer Verteilungsgerechtigkeıit yeht Iso nıcht den
Abbau eınes teilweise dramatıischen Wohlstandsgeftälles als solchem, sondern lediglich

dıe Sicherung allseitiger „politischer Autonomıie“, die CS den wenı1gsten begün-
stıgten Völkern ermöglıchen soll, die CWONNCHECHN Grundfreiheiten effizient gebrau-
chen und sıch damıt VO remder Unterstützung unabhängig machen

Im abschließenden vierten Teil führt noch einmal die wiıchtigsten Argumentatıions-
strange und sıch mit kritischen Anfragen auseinander. Gegenüber dem
naheliegenden Ethnozentrismusvorwurf, demzufolge die Konzeption eınes liıberalen
(sesetzes der Völker eın typıisch westliches Konstrukt darstellt, dem keıine unıversale
Bedeutung zuzubilligen sel, verwelst auf dıe Differenz zwıschen dem Entstehungs-
und dem Begründungskontext se1nes AÄAnsatzes. Da die zentrale Idee eines dem Rezıpro-
zitaätskriteriıum genügenden taıren Verkehrs zwiıischen freien un: zleichen Völkern auf
eiıner Gerechtigkeitskonzeption beruhe, die sıch ausschließlich polıtischer Begriffe be-
diene und allein miıt den Mitteln öffentlicher Vernuntt egründbar sel, könne weder die
Objektivıtät och die unıversale Reichweıiıte dieses Ansatzes sinnvoll bezweıtelt werden

uch den komplementären Eınwand, seıne polıtische Konzeption Ördere den Sa-
kularısmus und relıg1ös-weltanschauliches Denken ZUr!r blofßßen Privatsache,
wıll nıcht gelten lassen. Der Umstand, da{ß „dıe vernünftigste und tiefste Grundlage
soz1ıaler Einheit“ 1n politischen Instiıtutionen estehe schließe nämlich nıcht 1Ur
nıcht aUsS, da{fß umfiassende relıg1ös-weltanschauliche Lehren sıch immer dann aktıv
der politischen Diskussion beteiligen könnten, WECI11 S1e ihre Argumente 1m Sınne des
öttentlichen Vernunftgebrauchs ZUr Geltung brächten, sondern stelle ganz 1im Gegenteıl
einen ebenso notwendıgen W1e€e wırksamen Schutz VOT eiıner Iragwürdıgen Politisierung
der Relıgionen dar

Betrachtet INnan Rs Ausführungen auf dem Hıntergrund seiner se1ıt den frühen YQer
Jahren vollzogenen Wende Zzu polıtıschen Liıberaliısmus, ann erg1ibt sıch insgesamt e1in
zwiespältiger Eindruck. Eıinerseıts besticht die Konsequenz, mi1t der zentrale Gedan-
ken ZUTr binnengesellschaftlichen Gerechtigkeit aut den internationalen Bereich 1n AaUuUS-
welıtet. Andererseıts bleiben gewichtige, nıcht zuletzt mıiıt dem polıtıschen Liberalismus
als solchem verbundene Fragen unbeantwortet. Dıiese betreften ZU einen die nähere
Verhältnisbestimmung zwiıischen den Bereichen Moral,;, Politik un Recht. Nıcht selten
oszıllieren Rs Überlegungen zwiıschen verschıedenen Perspektiven. Den Versuch, strıt-
tiıgen Fragen der Moralbegründung durch eıne Beschränkung aut eınen öffentlichen
Vernunftgebrauch entgehen, kontrastiert die Beteuerung der moralischen Dıgnität
der schlußendlich präsentierten polıtischen Lösungsvorschläge. Es besteht der Ver-
acht, da{fß moraltheoretische Begründungsprobleme einfach (z.B durch die problema-
tische Unterscheidung zwischen ‚umTassenden Lehren‘ un ‚politischen Konzeptio-
nen semantısch überspielt der ar als polıtisch iırrelevant verdrängt werden sollen.
Zum anderen ware näherhin lären, ob die inhaltlıche Ausgestaltung der vorgelegten
Gerechtigkeitsprinzipien vollumtänglich überzeugend erscheint. Läfßt Rs Verständnıis
VO politischer Autonomıie un: einer entsprechend eingeschränkten Hıltfspflicht für be-
nachteiligte Völker nıcht doch Assoz1ıatıonen ein tormalıstisches Freiheitsverständnis
aufkommen, das eın ANSCMECSSCHNECS Verständnis umfiassender Solidarıität 1m Grunde
möglıch macht? Da sıch der spate verstärkt mıi1t Fragen der interkulturellen SOWI1e der
interrelig1ösen Verständigung beschäftigt und wıederholt ausdrücklich aut die katholi-
sche Soziallehre sprechen kommt, sollte gerade VO seıten der christlichen Theologıe
der kritische Dialog mi1t gesucht werden. Nur lassen sıch gegenseıtige Mifsver-
ständnisse ausraumen, Stärken und Schwächen des jeweiligen Ansatzes ausloten un ot-
fene Fragen eiıner Klärung zuführen. F.-J BORMANN

ÄLBERT, MICHEL, Kabpitalısmus CONEra Kapıtalısmus | Capıtalisme CONLYE capıtalısme,
AL Aus dem Französıischen übersetzt VO Hans Kray. Frankturt Campus Ver-
lag 19972 245 S./graph. Darst.
Als der Verft. den unbestrittenen Sıeg des Kapıtalısmus nach dem Fa der Mauer be-

chrieb und dıe Getahr ausmalte, w1e dessen neo-amerıikanısche Spielart die europäische
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